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1. Bggründung

1.1 AnlaS der Bebauungsplanaufsteüung
Der Anlaß der Bebauungsplanaufstellung war die Notvvendigkeit. die ehemalige Kaserne
in ein Wohngebiet entsprechend § 4 BauNVO umzuwidmen und zu nutzen. Der
Flächennutzungsplan und der Landschaftsplan der Stadt Meiningen sind zur Zeit im
Verfahren und weisen diese Fläche als W-Gebiet aus. Die noch bestehenden
Gebäude im Planbereich wurden bereits entkernt und stehen seit Jahren leer. Die
Gebäudesubstanz der Gebäude ist so desolat, daß eine Umnutzung und Einbe
ziehung in die Bauleitplanung nioht sinnvoll ist. Darüber hinaus gibt es keinen
weiteren Bedarf für Geschosswohnungsbau in Meiningen. In den angrenzenden
vorhandenen Wohnbereiohen ist sehr viel Geschosswohnungsbau, der einen
erheblichen Wohnungsleerstand zu verzeichnen hat.
Im Teilbereich 1, des Planungsbereiches Barbara Kaserne, wurden schon die
Bereiohe der Panzerhallen etc. in ein Wohngebiet umgewidmet. Mit den Bau
maßnahmen wurde bereits begonnen. Der nunmehr ausstehende Teilbereich 2
überplant das fehlende Bindeglied zwischen der neuen Bebauung im Nordosten
und der alten vorhandenen Bebauung im Südwesten.
Die zügige Bebauung des Teilbereiches 1, des Planungsbereiches der
Barbarakaserne und der Nachfragedruck nach Ein- und Doppelhäusern im Bereich
Meiningen gibt die städtebauliche Begründung; diesen BBPL aufzustellen:

Städtebaulich positiv wird sich der Bauabschnitt 2 darstellen, da hier quasi eine
Baulücke zwischen dem bestehenden Geschosswohnungsbau und der neuen
Ein- und Zweifamilienwohnhausstruktur geschlossen wird. Ökologisch und ökonomisch
ist die Bebauung dieses Bereiches sinnvoll, da die Haupterschließungseinriohtungen
in den Randbereichen vorhanden sind.

1.2 Allgemeine Ziele und Zwecke der Planung
Der Bebauungsplan soll die weitere geordnete städtebauliche Entwicklung des
Teilbereiches der ehemaligen Kaserne sicherstellen. Darüber hinaus sind die
naturschutzrechtlichen Belange in der weiteren Entwicklung zu sichern.
Aufgrund seiner Lage im Stadtgebiet -zwischen zwei Wohnbaugebieten- ist es
städtebauliche sinnvoll, diesen Bereich auch mit einer Wohnnutzung zu über
planen.
Die Anbindung des Gebietes an die örtliche und überörtliche Erschließung erfolgt über
die Utendorfer Straße.

Angepaßt an die Bebauung des 1. Planungsabsohnittes der Barbarakaserne soll die
geplante Bebauung maximal zweigeschossig v/erden. Eine lockere durchgrünte
Bebauung ist vorgesehen. Dies spiegelt auch die Festsetzung wieder, daß nurzv/ei
Wohneinheiten je Gebäude zulässig sind. Eine fußläufige Verbindung von der Straße
Weißer Weg durch das Plangebiet ist gewährleistet. Die Fußwegeverbindung wurde so
gewählt, daß diese an der Bushaltestelle endet.
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1.3 Art der baulichen Nutzung
Für das geplante Wohngebiet sollen alle zulässigen Nutzen entsprechend
§ 4 BauNVO zugelassen werden. Ausgeschlossen werden die ausnahmsweise
zulässigen Nutzungen Tankstellen, Gartenbaubetriebe und sonstige nicht störende
Gewerbebetriebe.

Die äußere Gestalt der Wohngebäude wird durch die reglementierte Höhen
entwicklung, die Dachneigungen und die möglichen Gebäudebreiten derlniert.
Ein zu starker Eingriff in die Gestaltungsfreiheit der einzelnen Bauherren ist nicht
geplant.
Das Piangebiet wird durch die hauptsächliche Wchnstruktur mit seiner Ein- und
Zweifamilienwchnhausstruktur geprägt werden.

1.4 Maß der baulichen Nutzung
Für den Planbereich wird erstmalig ein Bebauungsplan erarbeitet. Als Rahmen und
städtebauliche Leitlinie für die neue Bebauung wird das angrenzende neue
Baugebist in nord-östlicher Richtung gesehen. Dieses Gebiet zeichnet sich durch
eins starke Durchgrünung aus.
Aufgrund dieser städtebaulichen Rahmenbedingungen wird Im Wohngebiet die
GRZ mit 0,35 und die GFZ mit 0,7 entsprechend § 17 BauNVO festgesetzt.

Die Höhenentwicklung der Gebäude ist auf zwei Vcllgeschosse und ein Dach-
geschoss als Nicht-Vollgeschoss beschränkt. Gauben sind zulässig.

1.5 Bauweise, überbaubare Grundstücksfläche
Die überbaubaren Grundstücksflächen werden nur durch Baugrenzen festgelegt.
Baulinien sind städtebaulich nicht erforderlich, da die Baufenster auf die geplante
Baustruktur abgestimmt sind.
Möglich sind Gebäude, die in Ihrer Nutzung dem § 4 BauNVO entsprechen.
Die mögliche Gebäudestruktur läßt Einzelhäuser, Doppelhäuser und Reihenhäuser
zu. Die Gebäudelängen entsprechend § 22 BauNVO sind einzuhalten.

1.6 ErschließungA/ersorgung
Das Plangebiet wird zur Zeit über die Utendorfer Straße erschlossen. Diese Haupt
erschließung soll auch weiterhin beibehalten werden. Die Zufahrt auf die Unten-
dorfer Straße erfolgt auch in Zukunft an der ehemaligen Hauptkaserneneinfahrt.
Eine weitere Zufahrt an der Ecke Weißer Weg wird in Zukunft nur noch für
Fußgänger und Radfahrer geöffnet werden. Für Kraftfahrzeuge wird diese
Zuwegung geschlossen.
Im nordöstlichen Teil des Bebauungsplangebietes ist eine Anbindungsmöglichkeit
für den noch nicht entv;ickelten Teil möglich. Diese Anbindung läßt die Option
für eine Straßenanbindung oder nur eine Rad- und Fußwegeverbindung offen.
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Das Haupterschiießungssystem wird konventionell ausgebaut. Somit erhalten
diese Straßen beidseitig einen Bürgersteig. Nur die Erschließungsstraße in
nord-westiioher Richtung, die das Plangebiet abschließt, erhält nur einen ein
seitigen Bürgersteig. Die fünf inneren Erschließungsstraßen werden niveaugleich
ausgebaut und erhalten den Charakter einer verkehrsberuhigten St.raße. Da
vier dieser Straßen jeweils am Ende einen Wendeplatz erhalten, wird der
Ziel- und Quellverkehr in diesen Straßen sehr gering sein und nur von An
liegern genutzt werden.

Die erforderlichen Stellplätze sind auf den jeweiligen Grundstücken entsprechend
Stellplatzsatzung der Stadt Meiningen nachzuweisen.
Auf Ausbaudetails innerhalb der verkehrsberuhigten Bereichs wurde verzichtet,
da im Bebauungsplan detaillierte Ausbaudetails aufgrund der Plangröße nicht
erkennbar sind.

Desweiteren fehlen Angaben über die Lage von Versorgungsleitungen, die
einen erheblichen Einfluß auf die Oberflächengestaltung haben, da über diesen
Leitungstrassen z.B. keine Bäume gepflanzt werden können. Diese Ausbau-
dstails sind im Rahmen der Detailplanung der Erschließung zu erarbeiten.
Die Entsorgung des Plangebieles von Schmutzwasser erfolgt über ein noch
herzustellendes Kanalsystem. Die Dimensionierung dieses Systems erfolgt
durch eine Fachplanung, die den zuständigen Fachbehörden zur Genehmigung
vorgelegt wird.

Das vorhandene Kanalsystem, über welches das Plangebist entsorgt wird, ist
nach Aussage der Stadtwerke Meiningen GmbH ausreichend dimensioniert,
um die neue Schmutzwassermenge aufnehmen zu können.
Planungsziel für das anfallende Regenwasser ist eine 100%ige Versickerung
oder Verwendung im Planbereich. So ist der Einbau von Zisternen auf jedem
Grundstück festgesetzt. Das gesammelte Wasser soll in den Brauchwasser-
kreislauf jedes Hauses sowie zur Gartenbewässerung verwendet werden.
Sollte anfallendes Regenwasser die Speicherkapazität einer Zisterne übersteigen,
ist diese Menge zu versickern. Sollte dies aufgrund von geologischen Voraus
setzungen nicht möglich sein, kann es in den Abwasserkanal geleitet werden.

Die Versorgung des Plangebietes mit Löschwasser ist durch die entsprechende
Bereitstellung der Stadtwerke Meiningen GmbH über einen Zeitraum von 2 Std.
mit 2.400 l/min. gev/ährleistet.

Die Versorgung des Plangebietes mit Trinkwasser ist durch den Anschluß an
die bestehende Trinkwasserversorgung gesichert. Die Stadtwerke Meiningen GmbH
haben in ihren bestehenden Trinkwassergewinungsanlagen ausreichend
Reserve.

Die Versorgung des Plangebietes mit elektrischer Energie ist durch die Stadt
werke Meiningen GmbH gesichert. Der neue zusätzliche Energiebedarf wird über
eins Trafostation im Bebauungsplan Barbara Kaserne, 1. Abschnitt, versorgt.
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1.7 Immissionsschutz
Für das Plangebiet sind keine eigenen Immissionsschutzaufiagen enorderlich.
Das Gebiet ist von Flächen umgeben, die keine negativen Auswirkungen auf das
Plangebiet haben.

1.8 Bodenbeiastungen
Aufgrund von Bodenuntersuchungen des TÜV-Thüringen und des Ing.-Büros
Morell wurde festgestellt, daß keine Belastungen im Boden vorhanden sind.
Die ursprünglich im Kasernenbereich vorgefundenen Bodenbelastungen waren
im Bereich der ehemaligen Panzerabstellplätze, die im 1. Bebauungsplanbereich
überplant wurden.
Die im Planbereich befindlichen Gebäude wurden durch das Ing.-Büro Morell
auf Altlasten untersucht. Auch bei den Gebäuden wurden keine Verdachts

bereiche oder Stoffe gefunden.
Das Plangebiet Ist somit Altlastenfrei.

1.9 Geltungsbereich des Bebauungsplanes
Der Geltungsbereich des Bebauungsplanes umfaßt folgende Flurstücke;
Gemarkung Meiningen Flurstück 3752/5

Flurstück 3752/4

1.10. Kosten

Durch die Aufstellung des Bebauungsplanes und dessen Realisierung entstehen
der Stadt Meiningen keine Kosten. Die Kosten für alle erforderlichen Planungen
sowie die Kosten für die Erschließung werden vom Eigentümer getragen.

1.11 Fiächenbiianzierung
-Gesamtfläche Plangebiet 47.243qm = 100,00%
-Öffentliche Straßenfläche 8.562 qm = 18,10%
-Öffentliche Grünfläche 4.032 qm = 8,55%
-Allgemeines Wohngebiet 34.650 qm = 73,55%

2. Hinweise

2.1 Denkmalschutz
Entsprechend § 16 des Thüringer Denkmalschutzgesetzes sind alle bei Erdarbeiten
auftretenden Funde wie Mauern, Scherben, Skelette etc. unverzüglich bei der
Stadt Meiningen oder der Unteren Denkmalpflege des Landkreises Schmalkalden-
Meiningen anzuzeigen. Die Funde und Fundstellen sind in unverändertem Zustand
zu erhalten und in geeigneter Weise bis zu einer Entscheidung zu schützen.
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2.2 Ver- und Entsorgung
Für das Plangebiet sind baureife Be- und Entwässerungsentwürfe zu erstellen, die
einer Genehmigung durch die zuständige VVasserbehörde bedü.hen.

2.3 Erhaltung und Schutz vorhandener Gehöizbestände und Vegstationsflächen
Der vorhandene Bewuchs ist soweit wie möglich zu schonen. Gesunde Bäume mit
mehr als 60 cm Stammumfang, gemessen in 1 m Höhe, sind zu erhalten. Hiervon
sind Obstbäume, abgesehen von Schalenobst {z.B. Walnuß und Eßkastanie) aus
genommen. Falls durch die Erhaltung dieser Bäume die Durchführung zulässiger
Bauvorhaben unzumutbar erschwert wird, sind Ausnahmen zulässig, wenn an
anderer Stelle des Grundstücks für eine angemessene Ersatzpfianzung Sorge
getragen wird. In jeder Phase der Baudurchführung sind die zu erhaltenen Bäume
vor schädigenden Einflüssen zu bewahren. Es gelten DIN 18920 „Schutz von
Bäumen, Pflanzbeständen und Vegetationsflächen bei Baumaßnahmen" sov/ie
die „Richtlinien zum Schutz von Bäumen und Sträuchern im Bereich von Bau
stellen" (RSBB).

2.4 Oberbodensicherung und -schütz
Der Oberboden sowie kuiturfähige Unterboden sind zu sichern, damit bei einer
Bebauung diese belebten Bodenmassen nicht verlorengehen; sie sollen an ge
eigneter Stelle sinnvoll eingesetzt werden. Aus diesem Grund ist der beim Aushub
der Baugrube anfallende Oberboden auf dem jeweiligen Baugrundstück direkt
v/ieder aufzubringen. Der Oberbodenabtrag ist gesondert von allen Boden
bewegungen und getrennt vom Unterboden abseits vom Baubetrieb geordnet
zu lagern und darf nicht befahren werden. Eine Umzäunung des Lagers sowie eine
Zv/ischenbegrünung wird empfohlen. Zur Lagerung des Oberbodens ist DIN 19300
bindend. Desweiteren ist die DIN 18915 zu beachten.

2.5 Strassenbeleuchtung
Die Beleuchtungsanlagen des Strassenraumes sollen ein Farbspektrum aufweisen,
das zu geringstmögiichen Ablenkungseffekten in der Insektenwelt führt, z.B.
Na-Niederdruckdampflampen oder vergleichbare Lichtquellen.

3. Festsetzungen nach Bundesrecht

3.1 Überbaubare Grundstücksflächen
Die überbaubaren Grundstücksflächen sind durch Baugrenzen und durch das Maß
der baulichen Nutzung in der Grund- und Geschoßflächenzahl definiert.

3.2 Unzulässige Nutzungen
Die in § 4 BauNVO ausnahmsv/eise zulässigen Nutzungen;
-Gartenbaubetriebe

-Tankstellen

- sonstige nicht störende Gewerbebetriebe
sind für das Plangebiet unzulässig.
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3.3 Steüplätss und Garagen
Stellplätze und Garagen sind nur innerhalb der dafür gekennzeichneten Flächen oder
innerhalb der überbaubaren Flächen zulässig. Soweit Stellplätze in Umgrenzungen
für Flächen von Stellplätzen im Bebauungsplan festgesetzt sind, dürfen diese nur
in Rasenpfiaster oder Rasengittersteinen hergestellt werden. Die Zuwegungen sind in
wasserdurchlässigen Belägen herzustelien.

3.4 Pilanzfestsetzungsn

Die nicht überbaubaren Grundstücksfläc'nen sind als Freiflächen zwischen der Be

bauung mit Einzelbäumen, Strauchgruppen und Bodendeckern dauerhaft anzulegen und
zu unterhalten (§ 9 (1) 25a BauGB).

Von den Grundstücksfreiflächen sind im WA-Gebiet mind. 60% gärtnerisch dauerhaft
anzulegen und als Grünfläche zu unterhalten (§ 9 (1) 25a BauGB).

Pro angefangene 100 qm der Grundstücksfreifläche ist ein Laub- oder Obstbaum
anzupflanzen. Mindestens 25% der Grünflächen sind mit Sträuchern zu bepflanzen
(§ 9 (1) 25a BauGB). Ein Baum entspricht einer Fläche von 25 qm ein Strauch von
1,5 qm.

Brandwände und überwiegend geschlossene Wände sind zu begrünen. Bei allen
übrigen Hauswänden ist mindestens 25% der Wandfläche baulicher Anlagen mit
Rank- und Kletterpflanzen dauerhaft zu begrünen und zu unterhalten (§ 9 (1)
25a BauGB).

Für die Bepflanzung der Grundstücksfreiflächen sind nur Pflanzen gemäß der Arten
üsts zu venA/endsn. landschaftsuntypische Gehölze sind nicht zulässig
(§ 9 (1) 20 BauGB).

Im Bereich der öffentlichen und privaten PKW-Steil platze ist für jeweils 4-6 neben
einander angeordnete Stellplätze bzw. pro 100 qm bis 150 qm Stellpiatzfiäche.
ein Baum anzupflanzen. Die Baumscheiben sind mit Sträuchem und Bodendeckern
dauerhaft zu begrünen und zu unterhalten (§ 9 (1) 25a BauGB).

Art und Umfang der Bodenpflanzung der Grundstücksfreiflächen sind in dem Frei
flächenplan zum Bauantrag darzustellen.

Artenliste 1 ..Straßenbäume"

Acer pseudoplatanus Spitzahorn
Acer platanoides Bergahorn
Acer campestre Feldahorn
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Artsnüste 2 „Baum- und Gehölzpflanzungen der Privatgärten"

Acer campestre

Sorbus aha

Sorbus aucuparia

Sorbus intermedia

Carpinus bstulus

Fraxinus excelsior

Tilia platoyphylla

Feldahorn

Mehlbeere

Vogelbeere

Schwed. Mehlbeers

Hainbuche

Esche

Sommerlinde

Cornus mas

Cornus sanguinea

Corylus avellana

Crataegus monogyna

Ligustrum vulgäre

Lonicera xylosteum

Viburnum lantana

Kornelkirsche

Roter Hartriege!

Haselnuss

Weißdorn

Liguster

Heckenkirsche

Woliiger
Sohneeball

Entlang der Anliegerstraßen sind in den Vorgärten der privaten Grundstücke

Hochstämme (3xv m.B. 18-20) entsprechend Plandarstellung anzupflanzen.

Pflanzüste;

Acer platanoides

Acer

pseudoplatanus

Acer campestre

Carpinus betulus

Fraxinus

excelsior

Sorbus aria

Sorbus

aucuparia

Sorbus

intermedia

Tilia platyphylla

Bergahom

Spitzahom

Feldahorn

Hainbuche

Esche

Mehlbeere

Vogelbeere

Schwed. Mehlbeere

Sommerlinde
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3.5 Straßenverkehrsfiächen
Entlang der Straßen und Rad- und Fußwege sind Straßenbäume vorgesehen. Die
erforderlichen Baumscheiben dürfen 4 qm nicht unterschreiten. Eins Unterpflanzung
aus Bodsndeckern oder bodendeckenden Sträuchem ist vorzusehen.

Die Straßenbäumie sind durch entsprechende Einrichtungen vor Beschädigungen zu
schützen (§ 9 (1) 20 BauGB i.V.m. § 87 HBO).

Sämtliche Anpflanzungen sind dauerhaft zu unterhalten.

4.0 Textliche Festsetzungen nach Landesrecht gem. § 9 (4) BauGB und § 83
Thüringische Bauordnung

4.1 Mülltonnen
Mülltonnen sind auf dem Grundstück so anzuordnen, daß sie von der Erschließungs
straße nicht eingesehen werden können. Mülitonnensammelplätze sind mit Strauch
werk dicht zu umpflanzen.

4.2 Dachdeckung
Die Dachdeckung muß in kleinteiligem Material erfolgen.

4.3 Gauben
Gauben sind zulässig. Die Gaubenbreite darf maximal 2/3 der Hausbreite betragen.
Der seitliche Abstand zum Ortgang des Daches muss mindestens 2,0 m betragen.
Die Breite jeder einzelnen Gaube darf 2,5 m nicht überschreiten.

4.4 Kniestöcke
Kniestöcke sind nur bei zweigeschossigen Gebäuden zulässig, wobei das zweite
Vollgeschoss bereits das Dachgeschoss ist.
Die Kniestockhöhe darf 1,25 m, gemessen an der Außenwand, zwischen Oberkante
Rohdecke und dem Schnittpunkt der Außenkante der Dachdeckung nicht über
schreiten.

Kniestöcke, die durch Gebäuderücksprünge bedingt sind, wobei der Rücksprung
weniger als 70% der Außenwandlängs betragen darf, sind zulässig.

4.5 Gebäudehöhen
Die Gebäudehöhen gemessen zv/ischen Hinterkante Erschließungsfläche und
Oberkante/Obergeschoßdecke im Mittel der Grundstückslänge entlang der
Erschließungsstraße darf

-bei eingeschossigen Gebäuden 3,50 m
-bei zweigeschossigen Gebäuden 6,50 m

nicht übersteigen.

10
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4,6 Ab^rafaungen/Aufschüttungen
Die Höhenlänge der Gaindstücke darf nur geringfügig (max. 0,5 m) verändert werden.
Erforderliche Aufschüttungen bzw. Abgrabungen sind an das vorhandene Gelände
anzugleichen.

4.7 Einfriedigungen
Grundstücksfreiflächen, die an freie Landschaft angrenzen, sind mit Hecken aus
heimischen, standortgerechten Laubgehölzen einzufriedigen. Die Pfianzenauswahl
muß der Artenliste 3 entsprechen (§ 9 (1) 25b BauGB).

Für die straßenseitigen Einfriedigungen der Grundstücke sind zulässig:
-Hecken aus heimischen, standortgerechten Gehölzen bis zu einer
max. Höhe von 1,25 m
-Hoiziattenzäune bis zu einer max. Höhe von 1,25 m
-Rasenkantsteine

Für die seitlichen und rückwärtigen Einfriedigungen sind zulässig:
-Hecken aus heimischen, standortgerechten Gehölzen
-Zäune bis max. 1,50 m Höhe aus Maschendraht oder Holziattenzaun.
Maschendrahtzäune sind durch Heckenanpfianzungen oder Rank und
Kletterpflanzen zu verdecken.

4.8 Werbeaniagen
Dachwerbungen sov/ie eigenständige Werbesäulen sind an Wohnhäusern un
zulässig.
Bei zulässigen, nicht störenden Gewerbebetrieben oder, die dem Gebiet dienenden
Läden, Schank- und Speisewirtschaften sind Werbeanlagen an Gebäuden bis
zu einer Größe von 1,5 qm zulässig sowie Werbesäulen bis maximal 2,0 m Höhe
und einer Grundfläche von 0,50 qm.

4.9 Doppelhäuser
Bei Doppelhäusern ist die Dachneigung der einzelnen Gebäudehälften aneinander
anzugleichen. Die Dachdeckung und Dachaufbauten müssen einheitlich sein.
Die Fassadengestaltung und die Fassadenfarben sind aufeinander abzustimmen.

11
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